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BETREFF  Umsatzsteuerrechtliche Organschaft (§ 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG); 
  Konsequenzen der BFH-Urteile vom 22. April 2010 - V R 9/09 - und 

vom 1. Dezember 2010 - XI R 43/08 - 
GZ  IV D 2 - S 7105/10/10001 

DOK  2011/0518308 

 
  (bei Antwort bitte GZ und DOK angeben) 

Gemäß § 2 Abs. 2 Nr. 2 UStG wird eine gewerbliche oder berufliche Tätigkeit nicht selb-

ständig ausgeübt, wenn eine juristische Person nach dem Gesamtbild der tatsächlichen Ver-

hältnisse finanziell, wirtschaftlich und organisatorisch in das Unternehmen des Organträgers 

eingegliedert ist (Organschaft). Unter der finanziellen Eingliederung ist der Besitz der ent-

scheidenden Anteilsmehrheit an der Organgesellschaft zu verstehen, die es ermöglicht, 

Beschlüsse in der Organgesellschaft durchzusetzen.  

 

Mit Urteilen vom 22. April 2010 - V R 9/09 - und vom 1. Dezember 2010 - XI R 43/08 -1 hat 

der BFH entschieden, dass eine finanzielle Eingliederung sowohl bei einer Kapital- als auch 

bei einer Personengesellschaft als Organträger eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung 

der Kapital- oder Personengesellschaft an der Organgesellschaft voraussetzt. Deshalb reicht es 

auch für die finanzielle Eingliederung einer GmbH in eine Personengesellschaft nicht aus, 

dass letztere nicht selbst, sondern nur ihr Gesellschafter mit Stimmenmehrheit an der GmbH 

beteiligt ist. Das Fehlen einer eigenen mittelbaren oder unmittelbaren Beteiligung der Gesell-

schaft kann nicht durch einen Beherrschungsvertrag und Gewinnabführungsvertrag ersetzt 

werden. 

 

Unter Bezugnahme auf das Ergebnis der Erörterungen mit den obersten Finanzbehörden der 

Länder wird Abschnitt 2.8 Abs. 5 des Umsatzsteuer-Anwendungserlasses vom 1. Oktober 

                                                 
1 Die Urteile werden zeitgleich im Bundessteuerblatt II veröffentlicht. 
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Seite 2  2010 (BStBl I S. 846), der zuletzt durch das BMF-Schreiben vom 29. Juni 2011  

- IV D 2 - S 7234/07/10001 (2011/0515189) - geändert worden ist, wie folgt gefasst: 

 

„ F i n a n z i e l l e  E i n g l i e d e r u n g  

(5)  1Unter der finanziellen Eingliederung ist der Besitz der entscheidenden Anteilsmehrheit 

an der Organgesellschaft zu verstehen, die es dem Organträger ermöglicht, durch Mehr-
heitsbeschlüsse seinen Willen in der Organgesellschaft durchzusetzen. 2Entsprechen die 

Beteiligungsverhältnisse den Stimmrechtsverhältnissen, ist die finanzielle Eingliederung 

gegeben, wenn die Beteiligung mehr als 50 % beträgt, sofern keine höhere qualifizierte 
Mehrheit für die Beschlussfassung in der Organgesellschaft erforderlich ist (vgl. BFH-
Urteil vom 1. 12. 2010, XI R 43/08, BStBl 2011 II S. ■■■). 3Eine finanzielle Eingliede-
rung setzt eine unmittelbare oder mittelbare Beteiligung des Organträgers an der 
Organgesellschaft voraus. 4Es ist ausreichend, wenn die finanzielle Eingliederung mittelbar 

über eine unternehmerisch oder nichtunternehmerisch tätige Tochtergesellschaft des 

Organträgers erfolgt. 5Eine nichtunternehmerisch tätige Tochtergesellschaft wird dadurch 

jedoch nicht Bestandteil des Organkreises. 6Ist eine Kapital- oder Personengesellschaft 
nicht selbst an der Organgesellschaft beteiligt, reicht es für die finanzielle Eingliederung 
nicht aus, dass nur ein oder mehrere Gesellschafter auch mit Stimmenmehrheit an der 
Organgesellschaft beteiligt sind (vgl. BFH-Urteile vom 2. 8. 1979, V R 111/77, 

BStBl 1980 II S. 20, vom 22. 4. 2010, V R 9/09, BStBl 2011 II S. ■■■, und vom 
1. 12. 2010, XI R 43/08, a. a. O.). 7In diesem Fall ist keine der beiden Gesellschaften in das 

Gefüge des anderen Unternehmens eingeordnet, sondern es handelt sich vielmehr um gleich 

geordnete Schwestergesellschaften. 8Dies gilt auch dann, wenn die Beteiligung eines 
Gesellschafters an einer Kapitalgesellschaft ertragsteuerlich zu dessen Sonderbetriebs-
vermögen bei einer Personengesellschaft gehört. 9Das Fehlen einer eigenen unmittel-
baren oder mittelbaren Beteiligung der Gesellschaft kann nicht durch einen Beherr-
schungsvertrag und Gewinnabführungsvertrag ersetzt werden (BFH-Urteil vom 
1. 12. 2010, XI R 43/08, a. a. O.).“ 

 

Die Grundsätze dieses Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. Für die Zurech-

nung von vor dem 1. Januar 2012 ausgeführten Umsätzen wird es nicht beanstandet, wenn die 

am vermeintlichen Organkreis beteiligten Unternehmer unter Berufung auf Abschnitt 2.8 

Abs. 5 UStAE in der am 4. Juli 2011 geltenden Fassung übereinstimmend eine finanzielle 

Eingliederung annehmen. 

 

Dieses Schreiben wird im Bundessteuerblatt Teil I veröffentlicht. 
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